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Entschließung 

 
 

Marktmacht und informationelle Selbstbestimmung 
 

 
 

Die Konzentration wirtschaftlicher Macht und der Missbrauch marktbeherrschender Stellungen ist 

bisher Gegenstand des Wettbewerbs- und insbesondere des Kartellrechts. So untersucht gegenwär-

tig die Europäische Kommission mögliche Verstöße von Google gegen das Europäische Wettbe-

werbsrecht wegen mangelhafter Neutralität der Suchergebnisse. 

 

Darüber hinaus ist jedoch zu lange übersehen worden, dass die zunehmenden Unternehmenskäufe 

vor allem im Bereich der Internetwirtschaft zu einer massiven Anhäufung von personenbezogenen 

Daten bis hin zur Monopolbildung in bestimmten Bereichen führen können. Datenmacht wird zur 

Marktmacht. Im April 2007 kaufte Google für 3,1 Mrd. US-Dollar das Werbeunternehmen Double-

Click. Die Übernahme wurde sowohl von den Kartellbehörden in den USA und in Europa gebilligt, 

ohne dass die Auswirkungen dieser Übernahme auf den Datenschutz der Nutzer in diesen Ent-

scheidungen berücksichtigt worden wäre. Facebook hat im vergangenen Jahr für die Übernahme 

von WhatsApp 18 Mrd. US-Dollar gezahlt. Auch dieser Zusammenschluss ist inzwischen sowohl in 

den USA als auch in der EU genehmigt worden, ohne dass es wirksame Garantien gegen eine wei-

tere Verschlechterung des Datenschutzes gibt.  

 

Sowohl der Europäische Datenschutzbeauftragte als auch die deutsche Monopolkommission haben 

inzwischen auf die möglichen Auswirkungen der Zusammenschlüsse gerade von solchen Internet-

Unternehmen auf die informationelle Selbstbestimmung hingewiesen, deren Geschäftsmodelle we-

sentlich auf der Anhäufung von personenbezogenen Daten beruhen. Die massive Ausweitung von 

scheinbar kostenlosen Diensten und die wachsende Bedeutung von „Big Data“ erfordert nach An-

sicht des Europäischen Datenschutzbeauftragten einen intensiveren Dialog zwischen den Daten-

schutz- und den Kartellbehörden, um die Wahlfreiheit wie auch die informationelle Selbstbestim-

mung der Nutzer angesichts abnehmender Konkurrenz aufrechtzuerhalten oder wiederherzustellen 

und um die Aufsichtsbefugnisse koordiniert einzusetzen. Die Monopolkommission hat in ihrem XX. 

Hauptgutachten (2012/2013 – Kapitel I) für eine verstärkte Kooperation von Datenschutz- und Wett-

bewerbsbehörden plädiert und sich  für eine schnelle Verabschiedung der europäischen Daten-

schutzgrundverordnung eingesetzt.  

 

Die Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder setzt sich ebenfalls für eine 

Datenschutzgrundverordnung auf hohem Niveau ein. Sie ist  davon überzeugt, dass insbesondere 



  

das Recht auf Datenportabilität sowohl die Souveränität des einzelnen Nutzers stärken als auch die 

auf der Sammlung personenbezogener Daten beruhende Machtposition einzelner Marktteilnehmer 

begrenzen kann.  

 

Die Konferenz der Datenschutzbeauftragten weist daraufhin, dass eine stärkere Zusammenarbeit 

mit den Kartellbehörden sinnvoll ist. Ziel muss es dabei zugleich sein, den Datenschutz im Wettbe-

werb besser zu fördern. 

 


